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Die ENP mit ihrem Ziel der maximalen Annä-
herung an die Standards der Union schließt 
eine Beitrittsperspektive jedoch grundsätz-
lich nicht ein.2 Als Anreiz für Reformen wird 
vor allem auf die wirtschaftliche Magnet-
wirkung der Union gesetzt. Die langfristige 
Annäherung soll durch ein Instrumentarium 
verschiedener Abkommen, mit Hilfe von 
Aktionsplänen und speziellen nationalen 
Programmen für die einzelnen Länder 
erreicht werden. Allerdings ist das finanzi-
elle Budget für diese ambitionierte Politik 
sehr gering, besonders wenn man ​bedenkt, 
welche riesigen Reformschritte einige Nach-
barländer auf dem Weg der Annährung 
noch gehen müssen. Gerade einmal 
11,2 Mrd. Euro stehen im Zeitraum 
2007-2013 für die 16 Länder (einschließlich 
diverser regionaler Unterprogramme) zu 
Verfügung, ein Bruchteil dessen, was die 
Kandidatenländer des Westbalkans auf 
dem Weg zum EU-Beitritt erhalten.

Ost und Süd
Nach den Ereignissen der Orangenen 
Revolution in der Ukraine 2004 und der 
Rosenrevolution in Georgien 2003 schien 
es zunächst so, dass im Osten vielverspre-
chende Ansätze für die neue ENP liegen. 
Mit der 2008 gegründeten Östlichen Part-
nerschaft (ÖP)3 als regionalem Unterpro-
gramm der ENP sollte den Entwicklungen 

Ereignisse wie der arabische Frühling einer-
seits, Rückschritte bei der Demokratieent-
wicklung in Osteuropa andererseits haben 
gezeigt, dass die EU derzeit kein effektives 
Mittel bereit hält um Nachbarstaaten beim 
Aufbau von Demokratie und Rechtsstaat 
zu unterstützen. Die Neuausrichtung der 
Nachbarschaftspolitik will diesen Mangel 
beheben. Diese Analyse zeigt die wesent-
lichsten Merkmale sowie Vorteile und 
Schwächen des neuen Ansatzes auf.

Als 2004 die Erweiterung der EU um zehn 
süd- und osteuropäische Länder Realität 
wurde, galt es auch für die künftigen Nach-
barstaaten der Union in Ost und Süd, die 
in absehbarer Zeit nicht auf eine Mitglied-
schaft in der EU hoffen können, eine Stra-
tegie zu schaffen. Die Nachbarschaftspolitk 
(ENP) mit insgesamt 16 Staaten1 hat es sich 
deshalb zum Ziel gemacht, einen Ring von 
politisch stabilen, demokratieorientierten 
und wirtschaftlich starken Ländern rund um 
die EU zu schaffen. Von einer konfliktfreien 
Nachbarschaft, so die Annahme, könne die 
EU selbst am meisten profitieren. Wenn ein 
Staat die gesellschaftlichen Grundprinzipien 
der EU, vor allem Demokratie, Menschen-
rechte und Rechtsstaatlichkeit anerkennt 
und praktisch umsetzt, können privilegierte 
Partnerschaften im wirtschaftlichen aber 
auch politischen Bereich eingegangen 
werden. 

1:	 Die Staaten der ENP sind: Ägypten, Tunesien, Algerien, Libanon, Marokko, Libyen, Syrien, Israel, Jordanien, 
	 Westjordanland/Gaza, Ukraine, Moldawien, Belarus, Georgien, Aserbaidschan, Armenien 
2:	 Die Debatte um die Finalität der ENP dauert seit vielen Jahren an, manche sprechen auch von „Enlargment light“, 
	 da einige Instrumente der Beitrittspolitik übernommen worden, wohingegen die konkrete Aussicht auf Beitritt fehlt 
3:	 Ukraine, Moldawien, Belarus, Georgien, Aserbaidschan, Armenien
4:	 Ägypten, Tunesien, Algerien, Libanon, Marokko, Libyen, Syrien, Israel, Jordanien, Westjordanland/Gaza 
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im Osten verstärkt Rechnung getragen wer-
den: die Unterstützung der demokratischen 
Kräfte zu beschleunigen durch politische und 
wirtschaftliche Anbindung, administrative 
Hilfestellung und Visaerleichterungen für 
die Bürger. 

Im Süden hingegen schien die ENP und 
das regionale Programm der Union für das 
Mittelmeer (UfM)4, wenig aussichtsvoll. 
Reformen oder gar Revolutionen waren in 
Nordafrika nicht in Sicht. In Expertenrunden 
wurde bereits die Möglichkeit diskutiert, 
die ENP aufzuspalten um eine beschleu-
nigte Heranführung der ENP-Ost-Länder zu 
ermöglichen (auch durch stärkere finanzielle 
Unterstützung) während der Süden eher in 
Wartestellung verharren sollte. 

Die vergangenen zwei Jahre könnte man 
jedoch als Wendepunkt der Nachbarschafts-
politik bezeichnen, die nicht nur Politikern 
die Augen auf die wahren Zustände in 
einigen ENP-Ländern geöffnet hat, sondern 
auch die Fehler der bisherigen Strategie zu 
Tage förderten. Im Osten gab es trotz Ver-
handlungsfortschritten mit der Ukraine über 
ein Assoziierungsabkommen Ernüchterung 
über den autoritären Regierungsstil des 
neue Präsidenten Viktor Janukowitsch. Dies 
gilt gleichermaßen für Präsident Michael 
Saakaschwili in Georgien und erst recht 
nach den Ereignissen der Präsidentenwahl 
in Belarus. In allen drei Ländern sind in den 
Bereichen Demokratie und Gute Regie-
rungsführung Rückschritte festzustellen. In 
Aserbaidschan und Armenien hatten sich 
ohnehin kaum demokratische Fortschritte 

gezeigt. Nur Moldawien mit seiner pro-
europäischen Regierungskoalition ab 2009 
gibt Grund zur Hoffnung, wenn auch mit 
weiter instabilen innenpolitischen Verhält-
nissen.5 

Im Gegensatz dazu weckte der arabische 
Frühling unverhofft neue Ideen und Zuver-
sicht bezüglich einer demokratischen Ent-
wicklung der nordafrikanischen Länder. Auf 
positive revolutionäre Veränderungen im 
Süden war Brüssel bis dahin überhaupt nicht 
vorbereitet. Die EU musste sich eingestehen, 
dass sie auf falsche Führungsfiguren gesetzt 
und die falsche Strategie gewählt hatte und 
dass sie zudem kaum die richtigen Instru-
mente bereit hielt, um angemessen auf die 
instabile Situation im Süden zu reagieren.

Die Eckpunkte der neuen 
Nachbarschaftspolitik
Im Mai dieses Jahres schließlich legte Kom-
missar Stefan Füle zusammen mit der Hohen 
Repräsentantin der EU-Außenpolitik, Cathe-
rine  Ashton, eine Überarbeitung der ENP 
vor.6 Vorangegangen war dieser im März 
2011 eine Dringlichkeitsmitteilung zu den 
Ereignissen in der südlichen Nachbarschaft.7 
Das historische Momentum sollte nicht noch 
einmal verpasst werden. Die Erkenntnis, 
dass die Zivil- und Bürgergesellschaft fähig 
war, autoritäre Regime zu stürzen, obwohl 
man sich von EU-Seite (und aus nationalen 
Interessen heraus) jahrzehntelang mit den 
dortigen autoritären Regimes arrangiert 
hatte, beflügelte die geplante Revision der 
ENP. 

5:	 Seit 2009 hat die Regierungskoalition keine ausreichende Mehrheit für die Wahl eines Präsidenten
6:	 „Eine Neue Antwort auf eine Nachbarschaft im Wandel. Eine Überprüfung der Europäischen Nachbarschaftspolitik“ 
	 Brüssel, den 25. Mai 2011 http://ec.europa.eu/world/enp/pdf/com_11_303_de.pdf
7:	 „Eine Partnerschaft mit dem südlichen Mittelmeerraum für Demokratie und gemeinsamen Wohlstand“
	 Brüssel 8. März 2011 
	 http://ec.europa.eu/commission_2010-2014/president/news/speeches-statements/pdf/20110308_de.pdf
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8:	 Inoffiziell spricht man vom Prinzip less for less
9:	 DCFTA: Deep and Comprehensive Free Trade Area
10:	Sog. Protracted conflicts sind Transnistrien, Abchasien und Nordossetien, Nagorno-Karabach, Palästina  
11:	European Neighborhood Policy Instrument
12:	Kurzliste finanzieller Instrumente: 1,24 Mrd Euro zusätzlich für ENP bis 2013, ENPI: 750 Mio € 
	 (150 Mio € für CS facility), EIDHR: 13,4 Mio €, DCI: 3.8 Mio €, IfS: 40 Mio €, EIB 90 Mio €, MFA 100 Mio €

Demokratie (deep democracy), Rechts-
staatlichkeit und Menschenrechte sollen 
wesentlich klarer als bisher die Priorität 
der ENP sein. Bisher ging man von Seiten 
der EU davon aus, dass erst ein gewisser 
materieller Wohlstand erreicht sein müsse, 
bis auch demokratische Reformen möglich 
seien. Das Fehlen von konkreten Zielvorga-
ben (benchmarks) in den Aktionsplänen der 
einzelnen Ländern aber hatte eine effektive 
Überprüfung und Messung der Erfolge der 
ENP unmöglich gemacht, das Überwachen 
(Monitoring) durch Fortschrittsberichte war 
deshalb nur bedingt machbar. Der neue 
Ansatz des more for more wird als neue 
Kondition in die ENP eingeführt:  nur der 
ENP-Partner, der Fortschritte in zentralen 
Bereichen der Kooperation macht, soll auch 
belohnt werden und weitere Zugeständnisse 
und Vorteile erhalten. Reziprok ist in der 
Kommunikation vage davon die Rede, dass 
nachlassende Kooperation und Rückschritte 
in zentralen Fragen wie Demokratie, Men-
schenrechte und Gute Regierungsführung 
auch zu Sanktionen führen können.8 

Die Zivilgesellschaft spielt in der neuen 
Strategie eine zentrale Rolle, auch aus den 
Erfahrungen heraus, dass man auf die Ereig-
nisse in Nordafrika oder Belarus erst hatte 
spät oder gar nicht reagieren können. Die 
Einrichtung einer Fazilität für die Zivilgesell-
schaft sowie eines Fonds für Demokratie 
(endowment for democracy EED) sind 
Ansätze um schneller, direkt und teilweise 
unter Umgehung der autoritären Behörden 
im Land eine aufkeimende Zivilgesellschaft 
und demokratische Opposition zu unterstüt-

zen. Finanzielle Mittel kann die Kommission 
nun auch flexibler zwischen den Regionen 
und Staaten umverteilen, wenn es erforder-
lich wird. Auch die Vertretungen des neuen 
Auswärtigen Dienstes der EU (EAD) sollen 
direkt und konkret vor Ort eingreifen und 
Verhandlungen mit NGOs aber auch mit den 
örtlichen Behörden führen können (Struc-
tured dialogue).

Als langfristiges Ziel ist der Abschluss einer 
neuen Generation von Assoziierungsabkom-
men (AA) inklusive einer Vertieften Freihan-
delszone (DCFTA)9 mit der EU vorgesehen. 
Die Anpassung an Normen und Standards 
der EU im politischen, administrativen, wirt-
schaftlichen und gesellschaftlichen Bereich 
soll dabei durch die großen Vorteile einer 
solchen Freihandelszone noch attraktiver 
werden. Ein dritter wichtiger Punkt ist die 
Erleichterung bzw. langfristige Abschaffung 
jeglicher Visa-Beschränkungen. Die Einrich-
tung von sogenannten mobility partnerships 
soll dafür ein erster Schritt, vor allem in den 
südlichen Ländern sein, wo noch nicht ein-
mal Visaerleichterungen in Kraft sind. 

Auch die Zusammenarbeit im Sicherheits- 
und Außenpolitischen Bereich möchte die 
Kommission weiter verstärken, ein Feld, 
das bisher gravierend unterbelichtet ist. 
Vor allem die sogenannten gefrorenen oder 
langwierigen Konflikte10 erschweren regio-
nale Kooperation auf der multilateralen 
Ebene enorm bzw. machen sie teilweise 
unmöglich. Der Europäische Auswärtige 
Dienst soll hier als Instrument gezielt 
eingesetzt werden.
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13:	Ein fundamentaler Unterschied bleibt trotz allem, dass wenigstens einige der Länder im Osten einen 
	 EU-Beitritt wünschen und dieser auch langfristig möglich sein könnte (bspw. Moldawien, Ukraine)
14:	Ukraine, Moldawien, Georgien werden eher als demokratisch orientierte und reformwillige Gruppe 
	 von Staaten bezeichnet, im Gegensatz zu Belarus, Armenien, Aserbaidschan
15:	Partnerschafts- und Kooperationsabkommen (PCA) bestehen mit allen ÖP-Ländern außer Belarus (suspendiert)

Um diese neuen Aufgaben bzw. Ansätze 
auch ausgestalten zu können, wurden 
zusätzlich zu den noch vorhandenen 
5,7 Mrd. Euro bis 2013 weitere 1,24 Mrd. 
Euro zur Verfügung gestellt, allein für das 
Finanzinstrument ENPI 750 Mio. Euro.11 
Dazu kommt weitere finanzielle Hilfe aus 
Demokratie-Förderprogrammen und Kredit-
linien im wirtschaftlichen Bereich.12 Der 
bisherige Schlüssel 1/3 in den Osten, 2/3 
in den Süden, wird beibehalten. 

Ebenso wie im Osten sieht sich die EU nun 
auch im Süden eher als Demokratieaufbau-
helfer denn als Promoter für Demokratie. 
Die negativen Erfahrungen aus Georgien 
und der Ukraine haben gezeigt, wie fragil 
und unbeständig die gerade erreichten Fort-
schritte oft sind. Um erneute Rückschläge zu 
verhindern, gilt es, vor allem langfristig funk-
tionierende rechtsstaatliche Institutionen 
und demokratische Parteiensysteme sowie 
eine aktive Zivilgesellschaft aufzubauen 
und zu unterstützen statt, wie so oft, nur 
kurzfristig etwa demokratische Wahlen zu 
finanzieren. In den Bereichen Migration und 
Öffnung der heimischen Märkte wird hinge-
gen von der EU Bewegung und Reformwillen 
gefordert. Mit Visabeschränkungen und 
Zollschranken schottet sich die Union bisher 
vehement gegen seine Nachbarn ab. Der 
Begriff Mutual accountability soll heißen, 
dass auch die EU ihre Zusagen einhält und 
zum verlässlichen Partner wird. 

Trotz der eingangs erwähnten Rückschritte 
im Osten kann die Östliche Partnerschaft 
(ÖP) als modellhaft für die Entwicklung 

ähnlicher Strukturen im Süden gelten, da 
Erfolge und Fortschritte bei den Verhandlun-
gen zu den Abkommen und im Aufbau der 
regionalen Kooperationen zu verzeichnen 
sind. Zudem wurden wertvolle Erfahrungen 
bei multinationalen grenzüberschreitenden 
Projekten gesammelt.13

Die Östliche Partnerschaft
Das 2009 beschlossene Programm der 
östlichen Partnerschaft, eine schwedisch-
polnische Initiative, sollte vor allem eine 
Antwort auf die im Vorjahr unter französi-
scher EU-Ratspräsidentschaft gegründete 
Union für das Mittelmeer (UfM) sein. Ziel 
ist es, neben der bilateralen Annäherung, 
vor allem auf multilateraler Ebene regio-
nale Kooperation zu forcieren, gemeinsame 
Standards zu erreichen und Konflikte zu 
bewältigen. Die sechs ÖP-Länder sind jedoch 
extrem verschieden, sowohl in ihrer demo-
kratischen Grundhaltung als auch wirtschaft-
lich-sozialen Nähe bzw. Ferne zur EU, was 
auch den Reformwillen überhaupt betrifft.14 
Trotzdem fühlen sich alle diese Länder und 
deren Gesellschaften einer „Europäischen 
Identität“ zugehörig.

Bilaterale Ebene
In der Östlichen Partnerschaft sind sowohl 
enorme Fortschritte als auch besorgniserre-
gende Rückschritte bei den einzelnen Part-
nerländern festzustellen. Mit der Ukraine 
sind die Verhandlungen zum Assoziierungs-
abkommen (AA) bereits weit fortgeschritten 
und sollen demnächst abgeschlossen werden.15 
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16:	Visaerleichterungen werden mit Aserbaidschan und Armenien verhandelt. Belarus verweigert derzeit Gespräche darüber.
17:	Plattform 1: Demokratie und gute Regierungsführung
	 Plattform 2: ökonomische Integration und Konvergenz mit EU-Vorschriften
	 Plattform 3: Energiesicherheit, Energieeffizienz und erneuerbare Energien
	 Plattform 4: Kontakt zwischen den Menschen
18:	Sog. Flagship Initiatives sind:  Kooperation im Grenzverkehr, Unterstützung von KMUs, Regionale Energiemärkte und
	 Energieeffizienz, Katastrophenschutz, Gute Regierungsführung im Umweltbereich 
19:	5+2 Gespräche der OSZE zu Transnistrien (TRA): Moldawien, TRA; Ukraine & OSZE als Vermittler; USA und EU 
	 als Beobachter OSZE-Mink-Gruppe zu Nagorno-Karabach mit USA, Russland und Frankreich, Armenien und 
	 Aserbaidschan Genfer Gespräche: Ko-Vorsitz  von EU, UN und OSZE zwischen Russland und Georgien 
	 (Abchasien und Nordossetien sind nicht beteiligt)    

staatlichkeit oder die Prinzipien einer soge-
nannten „Guten Regierungsführung“ zu 
übernehmen. Allein wirtschaftliche Anreize 
und die Effektivierung der Verwaltung 
machen eine Kooperation mit der EU für 
diese Länder wenigstens teilweise interes-
sant. Vor allem auf multilateraler Ebene sol-
len deshalb Reformen und die Annäherung 
an EU-Standards vorangetrieben werden. 

Multilaterale Kooperation
Das wirklich Neue an der ÖP ist die multila-
terale Dimension, die die EU mit allen sechs 
Partnerländern gleichzeitig und gleichbe-
rechtigt an einem Tisch bringt. In vier Platt-
formen sollen vor allem Informationen und 
Erfahrungen ausgetauscht und sich gegen-
seitig unterstützt werden.17 Die Zusam-
menarbeit in den Bereichen speist sich aus 
derzeit sechs konkreten Modellinitiativen 
zu Einzelthemen der Plattformen18, die auf 
operativer Ebene der Ministerialbeamten 
stattfinden. Ergebnisse aus den Arbeits-
gruppen und Projekten sind derzeit kaum 
bekannt, da mit der Umsetzung größtenteils 
erst 2011  begonnen wurde. Bemerkenswert 
ist jedoch, dass sich alle Partnerländer aktiv 
engagieren. 

Ein Bereich, der bei der multilateralen Arbeit 
derzeit noch weitgehend ausgeklammert ist, 
ist die regionale Sicherheitskooperation. Die 
Lösung der Konflikte Transnistrien, Nagorno-
Karabach und Abchasien/Südossetien ist für 

Mit Moldawien haben die Verhandlungen 
2010 begonnen und befinden sich auf 
gutem Weg. Das Freihandelsabkommen 
(DCFTA) ist dabei ein integraler Bestandteil 
und soll gemeinsam mit dem AA abgeschlos-
sen werden. Das AA stellt das ambitionier-
teste und engste Abkommen der EU mit 
einem Land dar, das kein Beitrittskandidat 
ist. Die Verhandlungen dazu haben mit allen 
Ländern außer Belarus begonnen, die zur 
DCFTA sollen bis Jahresende mit Moldawien 
und Georgien starten. Dritter Bestandteil der 
bilateralen Ebene ist die Abschaffung der 
Visapflicht. Ukraine und Moldawien haben 
bereits einen sog. Fahrplan (Visa Action 
Plan) erhalten, dessen Forderungen sie nun 
abarbeiten müssen. Alle anderen Länder 
sollen möglichst bald folgen. Als Vorstufe 
gibt es bereits Visaerleichterungen etwa für 
Studenten, Wissenschaftler, Geschäftsleute 
sowie Mehrfacheinreiseerlaubnisse in Ukra-
ine, Moldawien und Georgien.16

Ein Problem innerhalb der ÖP ist die Hete-
rogenität der Partnerländer und deren 
Bereitschaft bzw. Interesse sich an der ÖP 
zu beteiligen. Während demokratisch ori-
entierte Staaten wie Ukraine, Moldawien 
und Georgien ein klares Bekenntnis zur EU 
abgegeben haben und der Union sogar gern 
beitreten möchten, herrschen in semiauto-
ritär regierten Ländern wie Armenien und 
Aserbaidschan und erst recht unter der 
Diktatur Lukaschenkos in Belarus wenig 
Interesse, Demokratiestandards, Rechts-
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20:	Die ursprünglich „Freunde der ÖP“ genannte Gruppe umfasst: Russland, Türkei, USA, Kanada, Norwegen, Japan
21:	Teilgenommen hat Russland  bis jetzt lediglich im e-twinning Programm von Schulen
22:	Die Ukraine sieht sich im Vorfeld des AA/DCFTA Abkommen enormen politischen Druck Moskaus ausgesetzt, da es 
	 die Ukraine in die Zollunion mit Kasachstan und Belarus zwingen will
23:	Die Meseberg-Initiative geht auf ein Treffen von Angela Merkel und Dimitri Medwedew im Juni 2010 im branden-
	 burgischen Meseberg zurück und sieht vor, dass die EU und Russland im Rahmen eines erweiterten Sicherheitsaus-
	 schusses auf EU-Ebene über Transnistrien verhandeln sollen um die 5+2 Gespräche wieder in Gang zu setzen 
24: Die letzte Initiative von Medwedew zu trilateralen Verhandlungen scheiterte im Juni 2011, als beim Gipfel in Kasan 
	 der geplante Grundlagenvertrag zwischen Armenien und Aserbaidschan nicht unterzeichnet wurde 

Totalopposition gegen die ÖP als „verkappte 
Ostausdehnung der EU“ in Russlands „Ein-
flusszone“ steht Moskau der ÖP inzwischen 
aufgeschlossener gegenüber und signalisiert 
auch Kooperationsbereitschaft.21 Dennoch 
ist Russland weiterhin mit allen politischen 
und wirtschaftlichen Mitteln bemüht, seinen 
Einfluss in den Regionen geltend zu machen 
und aufrecht zu erhalten und lässt sich nicht 
sehr eng in ÖP-Projekte einbinden.22 Zudem 
wird eine intensivere Zusammenarbeit auch 
vom ÖP-Partner Georgien behindert. Gleich-
zeitig spielt Russland bei der Lösung aller 
drei Regionalkonflikte eine bzw. die ent-
scheidende Rolle was etwa in der Meseberg-
Initiative23 oder Medwedews Initiative für 
Berg-Karabach deutlich wurde.24 Ohne die 
Einbindung Moskaus und weitere vertrau-
ensbildende Maßnahmen wird es bei den 
Konflikten keine Lösung geben.  

Das Zivilgesellschaftsforum
In die Neuausrichtung der ENP 2011 sind 
auch die positiven Erfahrungen der Einbin-
dung von zivilgesellschaftlichen Akteuren 
in den politischen Dialog der multilatera-
len Ebene eingeflossen. Gleichzeitig mit 
dem Start der ÖP im Mai 2009 wurde 
auch das Zivilgesellschaftsforum (ZGF) 
gegründet, eine Arena für NGOs aus den 
ÖP-Partnerländern und der EU. Das Forum 
ist als Unterstützer und Ideengeber für die 
einzelnen Arbeitsgruppen der Plattformen 
der Multilateralen Ebene gedacht. Zudem 

eine tiefer gehende Zusammenarbeit jedoch 
von enormer Bedeutung. Obwohl die EU an 
der Lösung höchstes Interesse hat, ist sie 
noch nicht einmal in allen internationalen 
Verhandlungsgremien vertreten oder hat 
keine bzw. geringe Befugnisse. Im Transnis-
trienkonflikt etwa agiert die EU zwar aktiv 
hinter den Kulissen, hat aber offiziell nur 
Beobachterstatus.19 Andererseits hat die 
EU eine wichtige Funktion, denn sie stellt 
die Beobachtermission EUMM in Georgien 
und die Unterstützermission EUBAM an der 
Grenze zu Transnistrien. Die weitere Aufwer-
tung ihrer Rolle und der effektive Einsatz des 
EAD unter der HR/VP Ashton sind aber allein 
die Entscheidung der Mitgliedstaaten. In der 
ENP Review sind hierzu keinerlei konkrete 
Empfehlungen zu finden.

Russland in der Informations- 
und Koordinierungsgruppe
Einen entscheidenden Einfluss beim Gelin-
gen von Kooperationsprojekten auf multi-
lateraler Ebene und bei der Konfliktlösung 
haben vor allem zwei Länder außerhalb der 
ÖP, Russland und die Türkei. Sie und weitere 
Staaten sind in der Informations- und Koor-
dinierungsgruppe20 zusammengefasst und 
neben der im Namen bereits verankerten 
Idee der Informationsweitergabe auch ein-
geladen, an ausgewählten grenzübergreifen-
den Projekten teilzunehmen. Vor allem für 
Russland soll diese Gruppe eine vertrauens-
bildende Maßnahme sein; nach anfänglicher 
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25:	Problem Belarus: die weißrussischen Parlamentarier bleiben vorerst von Euronest ausgeschlossen, da das 
	 EU-Parlament sie nicht als demokratisch gewählte Vertreter anerkennt; eine interne Arbeitsgruppe soll 
	 dazu eine Lösung finden
26:	Der Vertrag von Lissabon räumt dem jeweiligen Berichterstatter des EP einen Beobachterstatus  bei den 
	 AA-Verhandlungen ein, das EP muss über den Stand der DCFTA-Verhandlungen informiert werden und ratifiziert 
	 das AA abschließend

tionskanal hin zu Teilen der weißrussischen 
Gesellschaft zu etablieren. 

Gleichwohl sind effektive Strukturen bis 
jetzt nicht in allen ÖP Ländern ausgebildet, 
was einerseits an der Uneinigkeit einiger 
nationaler NGOs liegt und andererseits an 
dem stark negativen Einfluss von staatli-
chen Organisationen (sog. GONGOs), die 
teilweise in den nationalen Plattformen 
agieren. Außerdem sind die Strukturen, 
Arbeitsweisen und finanziellen Mittel der 
nationalen Plattformen wie auch des ZGF 
insgesamt noch recht schwach und die Steu-
erungsgruppe mit ihren Aufgaben teilweise 
überlastet. 

Das Europäische Parlament 
und Euronest
Eine weitere Komponente der ÖP ist die Par-
lamentarische Versammlung Euronest, ein 
Forum der EU und der sechs ÖP-Partner auf 
politischer Ebene. Das Gründungstreffen von 
60 Parlamentariern des Europäisches Par-
lamentes mit ihren derzeit 50 Kollegen der 
Partnerländer konnte erstmals am 2. Mai 
2011 stattfinden, nachdem die Diskussion 
über die Teilnahme der belarussischen Ver-
treter zu einer langen Verschiebung geführt 
hatte.25 Innerhalb der Versammlung arbei-
ten die Parlamentarier in vier Ausschüssen, 
sie soll aber besonders dem Austausch und 
Dialog aber auch der demokratischen Kon-
trolle der ÖP insgesamt dienen. Das erste 
ordentliche Treffen fand im Oktober 2011 
in Straßburg, kurz vor dem ÖP-Gipfel in 
Warschau, statt.

sollen sich über das Forum die beteiligten 
NGOs vernetzten und unterstützen. Das gilt 
auch für die Gründung der nationalen Platt-
formen mit dem Ziel, die Arbeit der vielen 
hundert regionalen NGOs zu koordinieren. 
Außerdem sollen die NGOs dabei helfen, 
Reformen und Fortschritte in den einzelnen 
Partnerländern wirkungsvoller zu über-
wachen. 

Ungefähr 230 NGO-Vertreter treffen sich 
einmal pro Jahr zum Gipfel um die in den 
Arbeitsgruppen erarbeiteten Empfehlungen 
zu verabschieden. Eine Steuerungsgruppe 
aus 17 NGO-Vertretern organisiert und leitet 
das Forum. Mehrmalige Koordinationstref-
fen mit der Kommission pro Jahr sowie die 
Entwicklung von längerfristigen Strategien 
sind ebenso Aufgaben der Gruppe. Ziel des 
ZGF ist es in erster Linie die demokratischen 
Kräfte vor allem in den halb-/autoritären 
Staaten der ÖP Partner zu stärken, verläss-
liche nationale Strukturen zu schaffen und 
alternative Ansprechpartner (zu den offi-
ziellen Behörden) vor Ort zu etablieren. 

Als ein gelungenes Beispiel für eine gute 
Vernetzung der nationalen Plattform kann 
Belarus gelten. Obwohl und gerade weil die 
offiziellen politischen Kontakte zum auto-
kratischen Regime Lukaschenkos seit der 
Präsidentschaftswahl Ende 2010 gering sind, 
wurden die Verbindungen der EU zu zivilge-
sellschaftlichen Strukturen – zusätzlich zur 
politischen Opposition – deutlich verstärkt. 
Mit der gut organisierten und funktionie-
renden nationalen Plattform ist es der EU 
gelungen, einen parallelen Kommunika-
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27:	Für alle anderen Länder existieren im EP Parlamentarische Delegationen, die allerdings unterschiedlich 
	 aktiv und effektiv agieren
28:	Die technischen Verhandlungen zum AA und DCFTA wurden im November offiziell abgeschlossen, 
	 aber das Abkommen ist aufgrund der Verurteilung von Julia Timoschenko noch nicht unterzeichnet
29:	Unklar ebenso die Abgrenzung zum bisherigen Finanzinstrument für Menschenrechte und Demokratie EIDHR
30:	Vgl. Belarus versus Aserbaidschan

rität. Die Einrichtung einer Fazilität für die 
Zivilgesellschaft und einer unabhängigen 
Stiftung für Demokratie sind grundsätzlich 
begrüßenswerte Schritte, jedoch ist deren 
Ausgestaltung um Umsetzung noch völlig 
offen.29 Ziel muss es sein, die Strukturen 
und Netzwerke der Zivilgesellschaft im Land 
selbst aufzubauen und zu stärken und Know-
How zu vermitteln.

Ebenso ist die Umsetzung des Prinzips more 
for more und, stärker noch, des less for less 
bisher völlig unklar. Sollte man also Länder 
wie Aserbaidschan und Armenien oder gar 
die Ukraine künftig bestrafen? Eine derartige 
Politik ist vor allem dort kaum vorstellbar, 
wo unmittelbare Interessen der EU (Ener-
gie, Sicherheit) betroffen sind. Nie wurden 
bisher die in allen EU-Abkommen mit 
Drittstaaten verankerten Menschenrechts-
klauseln als Grund für eine Suspendierung 
herangezogen. Die EU hat hier bis jetzt eine 
zweigleisige, wenig kohärente Politik gefah-
ren, je nachdem ob die eigenen materiell-
wirtschaftlichen oder sicherheitspolitischen 
Interessen den Vorrang vor Stabilität und 
Demokratieentwicklung im ENP-Land 
hatten.30 Einige EU-Mitgliedstaaten haben 
das durch ihre nationale Außen- und Wirt-
schaftspolitik noch verstärkt. Wie mögliche 
„Strafen“ aussehen könnten, wurde in Füles 
Kommunikation vollkommen offen gelassen. 
Die mit allen Partnern geführten Menschen-
rechtsdialoge müssen effektiver und offener 
kommuniziert werden und sollten fest in 
den Fortschrittsberichten verankert sein. 
Zudem gilt es auch die EU in die Pflicht zu 
nehmen, ihre Zusagen einzuhalten etwa 

Das Europäische Parlament spielt bislang bei 
der Nachbarschaftspolitik nur eine geringe 
Rolle. Außer in Fragen des Budgets hat das 
EP keinerlei direkte Einflussmöglichkeiten 
auf die Ausgestaltung der Nachbarschaftspo-
litik im Allgemeinen oder der Östlichen Part-
nerschaft im Speziellen. Die Verhandlungen 
zu Abkommen bzw. Sanktionsmaßnahmen 
(entsprechend dem Prinzip less for less) 
gegenüber ÖP-Ländern werden ausschließ-
lich von der EU-Kommission geführt und 
vom Rat der 27 Außenminister beschlos-
sen.26 Es zeigt sich hier ein Demokratiedefizit 
innerhalb der EU. Mit der Ukraine und Mol-
dawien existieren als privilegierten Partnern 
der EU zumindest Parlamentarische Koope-
rationsausschüsse, in dem aktuelle Themen 
zwischen Parlamentariern, Kommission und 
Regierungsvertretern besprochen werden.27

Kritik und weiterführende 
Überlegungen
Die Überprüfung der ENP Strategie der 
letzten Jahre hat gezeigt, dass die Nachbar-
schaftspolitik bis auf die fortgeschrittenen 
Verhandlungen mit der Ukraine noch wenig 
greifbare nachhaltige Erfolge zu verzeich-
nen hat.28 Viele der in den bestehenden 
Abkommen und Aktionsplänen genannten 
Ziele sind bis jetzt unerfüllt, neue Projekte 
benötigen viel Zeit bis zu ihrer Realisierung. 
Der Schwerpunkt bei der Neuausrichtung 
der ENP muss auf der Unterstützung der 
Zivilgesellschaft und der demokratischen 
Kräfte in den einzelnen Ländern liegen. Die 
Einbindung dieser Kräfte in den Ländern 
und auch auf EU-Ebene hat deshalb Prio-
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31:	Visabefreiung indes scheint aufgrund der ablehnenden Haltung der meisten EU-Mitgliedstaaten derzeit unmöglich

Auch das eigentlich Neue an der ÖP, die 
multilaterale Ebene muss weiter ausgebaut 
und verstärkt werden. Nur gemeinsam mit 
allen Partnerländern wird es gelingen die 
vielen grenzüberschreitenden Probleme wie 
Energiesicherheit, Umweltschutz, Migration 
und zwischenstaatliche Konflikte zu lösen. 
Die Erfolge, die (etwa im Gegensatz zur 
UfM) bis jetzt erzielt wurden, vor allem die 
Dialogbereitschaft aller Partnerländer muss 
in konkrete Projekte und greifbare Resultate 
münden. Ein gutes Beispiel ist Belarus, das 
von der bilateralen Ebene (AA/DCFTA) aus-
geschlossen ist. Bei den multilateralen Tref-
fen zeigen sich die weißrussischen Beamten 
kooperativ und engagiert. Die multilaterale 
Ebene könnte deshalb gerade auch in Bezug 
auf Belarus eine Möglichkeit für die EU 
darstellen, den Kontakt zu den teils pro-
europäischen Eliten des Landes zu halten 
bzw. auszubauen.

Die Rolle des Zivilgesellschaftlichen Forums 
ist nicht hoch genug einzuschätzen, da NGOs 
breiten Druck „von unten“ erzeugen können 
und andererseits vor Ort eine Monitoring-
Funktion erfüllen. Außerdem ist es den 
NGOs am ehesten möglich, Kontakte auch 
zu potentiellen Partnern in den sogenann-
ten abtrünnigen Gebieten wie etwa Trans-
nistrien oder Abchasien aufzubauen. Das 
Fehlen eines eigenständigen Sekretariats als 
administrativer Koordinator innerhalb des 
ZGF sowie als Lobbyist und Kontaktstelle zu 
anderen EU-Institutionen ist aber ein Prob-
lem. Enttäuschend ist, dass die Kommission 
dem Drängen des ZGF nicht folgt und sich 
nicht vehementer für die Beteiligung der 
NGO-Vertreter in allen Foren und Treffen der 
ÖP einsetzt. Auch die permanente Einbin-
dung in Euronest ist noch offen. 

wenn es um die Öffnung der Märkte oder 
die Visapolitik geht. Nur, wer sollte die EU 
überwachen und die Mitgliedstaaten gege-
benenfalls zur Einhaltung zwingen? 

Ein wesentlicher Schwachpunkt der ENP-
Strategie ist das Engagement bei der Kon-
fliktlösung. Die Rolle des EAD als diplomati-
sches Instrument der Konfliktlösung bleibt 
vage. Der neugeschaffene Dienst muss seine 
Rolle als Instrument einer effektiveren und 
kohärenteren EU-Außenpolitik erst noch fin-
den. Nichts aber wird zur außenpolitischen 
Rolle der EU insgesamt gesagt. Die EU aber 
muss aus ureigenem Interesse in allen drei 
oben erwähnten Konflikten eine aktive Mitt-
lerrolle spielen, vollständig gedeckt durch 
die Mitgliedstaaten. Das ist bisher keines-
wegs der Fall. 

Russland ist dabei der wichtigste Ansprech-
partner, der offensiv diplomatisch eingebun-
den werden muss und dessen Interessen 
berücksichtigt werden sollten. Andererseits 
muss die EU viel geschlossener und auch 
offensiver als bisher gegenüber Russland 
auftreten. Die Rolle der Informations- und 
Koordinierungsgruppe der ÖP ist insgesamt 
bleibt unterbelichtet, konkrete Ziele und 
Projekte sind nicht zu erkennen. Die EU 
muss noch mehr Verantwortung in den 
Konfliktgebieten vor Ort zu übernehmen 
und ihre Missionen ausbauen, etwa falls 
es gelingen sollte, die russischen Truppen 
in Transnistrien durch eine internationale 
EU geführte Schutztruppe zu ersetzen. 
Allerdings ist bisher unklar inwieweit die 
Mitgliedstaaten willig sind, Aufgaben im 
sicherheitspolitischen Bereich auf EU-Ebene 
gestalten zu lassen und ihre nationalen Inte-
ressen zurückzustellen.
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nischen Ratspräsidentschaft. Länder wie 
Belarus, Aserbaidschan und Armenien sind 
keineswegs innenpolitisch stabil und können 
jederzeit das gleiche Schicksal wie die Län-
der in Nordafrika erleben. Darauf muss die 
EU vorbereitet sein. 

Den EU-Bürgern hingegen müssen die 
weitreichenden Vorteile und Gewinne 
einer engen Anbindung der östlichen und 
südlichen Nachbarn an die EU besser als 
bisher kommuniziert und ihnen die Angst  
genommen werden, dass sie mit wirtschaft-
lichen Einbußen zu rechnen hätten oder 
die nächste Erweiterungsrunde vor der Tür 
stehe. Nur ein einiges, starkes Europa wird 
auf Dauer wirtschaftlich erfolgreich sein und 
kann sich außenpolitisch in der Welt des 
21. Jahrhunderts behaupten. Eine effiziente 
und gut funktionierende Nachbarschafts-
politik wäre zudem ein gutes Beispiel dafür, 
dass sich die EU ihrer Aufgaben und wichti-
gen Rolle in und um Europa bewusst ist und 
bereit, diese auch zu übernehmen.

Die neue Kommunikation könnte helfen, 
eine drohende Regionalisierung und ein 
Auseinanderdriften der ENP in Süd und Ost 
zu stoppen. Die Kommission versucht eine 
gleichzeitige und vergleichbare Entwicklung 
für alle Nachbarstaaten anzustreben. Für 
die östliche Dimension bringt das Papier 
jedoch wenig Neues im Vergleich zur Östli-
chen Partnerschaft von 2009, wo bereits fast 
alle Elemente vorhanden sind. Lediglich die 
strikteren Regeln und Konditionen stellen 
einen wirklichen Fortschritt dar. Für den 
Süden jedoch ist ein guter Schritt Richtung 
mehr Annäherung, denn nun können auch 
diese Länder von Freihandelsabkommen 
und Visaerleichterungen profitieren.31 

Ost-Länder wie Ukraine und Georgien 
beklagen die fehlende Beitrittsperspektive 
in der EU-Politik und Kritiker schließen 
daraus, dass Anreize für schnelle Reformen 
fehlen. Andererseits ist zu beobachten, dass 
– getrieben von der eigenen Bevölkerung – 
eine Annäherung an die EU bei den meisten 
der östlichen Staaten oberstes Ziel ist. Die 
EU wiederum möchte in erster Linie stabile 
und sichere Nachbarstaaten. Die Perspektive 
eines Beitritts zu einem späteren Zeitpunkt 
und im Rahmen der Erweiterungspolitik ist 
zumindest für die osteuropäischen Länder 
der ENP nicht ausgeschlossen und nach Art. 
49 des EU-Vertrages grundsätzlich möglich. 
Jedoch müssen die nötigen Reformanstren-
gungen vor allem aus dem jeweiligen Land 
selbst kommen, die EU kann nur Hilfestel-
lung geben.

Weiter muss alles getan werden, damit die 
östliche Dimension im Zuge der aktuellen 
Ereignisse im Süden nicht ins Hintertreffen 
gerät, vor allem nach dem Ablauf der pol-
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